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Der Kreisseniorentag des Landkreises Go-
tha findet in diesem Jahr am 7. Juli 2011 in
Seebergen statt. Er fügt sich ein in die fest-
lichen Veranstaltungen anlässlich des 500-
jährigen Bestehens der St.-Georgs-Kirche
in Seebergen. Wie in den vergangenen Jah-
ren wird den Seniorinnen und Senioren ein
abwechslungsreiches Programm geboten.

Kreisseniorentag

Josef Ritter von Gadolla aus Graz hatte als
Standortältester von Gotha die Stadt in den
letzten Kriegstagen des Jahres 1945 vor
ihrer Zerstörung bewahrt. Er musste seine
mutige Tat mit dem Leben bezahlen und
ging in die Geschichte als
»Retter von Gotha« ein. Die
steiermärkische Haupt-
stadt ist auch die Heimat
von Oberst i.R. des Öster-
reichischen Bundesheeres
Manfred Oswald. Dieser
hatte sich in der Vergan-
genheit mehrfach für die
Rehabilitierung und Eh-
rung von Gadolla einge-
setzt.

Damit zählt Oswald zu
den wenigen Offizieren,
die sich zur Aufarbeitung
des Widerstandes gegen
Krieg und Militarismus
bekennen. Ihm ist es zu
verdanken, dass die Opfer
der Weltkriege und »Hel-
den der andern Art« in seiner Heimat An-
erkennung finden. So veranlasste er unter
anderem, dass ein Gedenkstein auf dem
Flugplatz Graz-Thalerhof aufgestellt und ein
Weg in der zweitgrößten Stadt Österreichs
nach Gadolla umbenannt wurde.

Goldenes Ehrenzeichen
in der Menschenrechtsstadt verliehen

Herzliche
Glückwünsche
nach Graz

Die steiermärkische Landesregierung
hatte Oswald im Januar 2010 auf Vorschlag
u. a. von der Ethnografin Dr. Helga Raschke
mit dem Menschenrechtspreis ausgezeich-
net. Am 21. März 2011 wurde ihm nun das

Goldene Ehrenzeichen
der Stadt Graz aus Anlass
des zehnjährigen Jubilä-
ums »Menschenrechts-
stadt« verliehen.

Die Metropole an der
Mur ist bisher die einzi-
ge Gemeinde in Europa,
die diesen Titel trägt (Ge-
meinderatsbeschluss
vom 8. Februar 2001).
Durch ein neuerliches
Aktionsprogramm gegen
Rassismus, Fremden-
feindlichkeit und Diskri-
minierung will die Ge-
meindevertretung unter
Regie des Bürgermeisters
Siegfried Nagl (ÖVP) die-
sen für 2012 verteidigen.

Der Titel hat nicht nur im Alpenland eine
besondere Signalwirkung, denn Graz war
während der Zeit des Faschismus als Hoch-
burg der NSDAP von Hitler persönlich zur
»Stadt der nationalen Erhebung« stilisiert
worden.                   Kur t Raschke, Gotha

Blick auf die steiermärkische Mur-Metropole Graz. Foto: W. Möller.

Auf Veranlassung von Manfred
Oswald wurde im Grazer Stadtteil

Puntigam eine Straße nach Gadolla
benannt. Foto: W. Möller.

Die »klarsicht« – dies sei Dein Bestreben – nach der Lektüre weitergeben.

Jahresbeitrag
für die Europäische Linke

Der Kreisvorstand DIE LINKE. Gotha bittet
alle Mitglieder, den im Mai 2011 fälligen
Jahresbeitrag von 6 Euro für die Europäi-
sche Linke nicht zu vergessen. Am besten
wäre es, auf das Abbuchungsverfahren
umzusteigen. Der Betrag kann selbstver-
ständlich auch beim Kassierer abgegeben
bzw. per Überweisungsauftrag übermittelt
werden.

DIE LINKE fordert
flächendeckenden Mindestlohn

Brauner Ungeist im Dunstkr eis
der Vertr iebenenorganisationen

Eine neue Runde des Lohn-Dumpings droht
ab 1. Mai 2011. Die noch geltenden Ein-
schränkungen im Rahmen der europäi-
schen Arbeitnehmer- und Dienstleistungs-
freiheit fallen mit diesem Tag fast vollstän-
dig weg. Unternehmen können dann auch
Arbeitskräfte aus Mittel- und Osteuropa zu
Niedriglöhnen einsetzen, wie sie in den je-
weiligen Herkunftsländern gelten.

Davor schützen nur der flächendecken-
de Mindestlohn und das Prinzip »Gleicher
Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort«.
Nur so kann verhindert werden, dass Un-
ternehmen künftig ausländische und deut-
sche Beschäftigte gegeneinander ausspie-
len. DIE LINKE wird sich in den kommen-
den Wochen und Monaten verstärkt für den
Mindestlohn einsetzen.

»Die von der Tagesschau aufgedeckten
engen personellen und inhaltlichen Über-
schneidungen der Schlesischen Jugend mit
dem organisierten Neonazismus sind ein
erschreckendes Beispiel dafür, welcher
braune Ungeist sich im Dunstkreis der Ver-
triebenenorganisationen offenbar unge-
stört tummeln kann«, erklärte unlängst
Martina Renner, innenpolitische Spreche-
rin der Fraktion DIE LINKE. im Thüringer
Landtag.
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+++ die seite zur titelseite +++ die seite zur titelseite +++

er 1. Mai 2011 ist ein besonde-
rer Tag. Das bestimmende Mot-
to der Gewerkschaften für den

Tag der Arbeit lautet: Das ist das Min-
deste! Gute Arbeit, faire Löhne, soziale
Sicherheit.

Der 1. Mai wird in diesem Jahr mit be-
sonderer Spannung erwartet. Arbeitneh-
merfreizügigkeit heißt das Stichwort,
denn ab diesem Tag steht der Arbeits-
markt in Deutschland auch Arbeitneh-
mern aus dem europäischen Ausland
ohne Beschränkungen offen. Gleichzeitig
enden die Übergangsregelungen im Be-
reich der Dienstleistungsfreiheit, die
bisher für bestimmte Branchen die Ent-
sendung von Beschäftigten beschränk-
ten.

Dem Land Thüringen – unter der CDU-
Alleinherrschaft bis vor Kurzem noch als
Niedriglohnland gepriesen – wird dies
auf die Füße fallen, denn der Niedrig-
lohnsektor wird von der Öffnung der Ar-
beitsmärkte und der Zuwanderung von
Arbeitnehmern aus mittel- und osteuro-
päischen Staaten überdurchschnittlich
betroffen sein. Fachkräfte aus den neuen
EU-Mitgliedsstaaten mit einer qualifizier-
ten Berufsausbildung oder einem Hoch-
schulabschluss konnten bereits vor Öff-
nung der Arbeitsmärkte vereinfacht eine
EU-Arbeitsgenehmigung erhalten.

In der Landtagsdebatte zum Antrag der
LINKEN »Thüringen attraktiv gestalten
– Fachkräfte halten, qualifizieren und ge-
winnen« wurde uns vorgeworfen, wir
würden mit dem Verweis auf dieses Da-
tum und unserer konsequenten Forde-
rung nach einem flächendeckenden,
Existenz sichernden Mindestlohn Ängs-
te schüren. Das weise ich entschieden zu-
rück. Nein, wir schüren keine Ängste.
Eine Zuwanderungswelle wird in Thürin-
gen nicht erwartet. Aber die Gefahr ist
real, dass es im Bereich der gering quali-
fizierten Beschäftigung durchaus zu ei-
ner Konkurrenzsituation kommen kann.
Lohndumping nennt man das. Und davor
haben Menschen durchaus Angst.

In 21 Ländern der Europäischen Uni-
on schützt ein gesetzlicher Mindestlohn
die Beschäftigten vor Lohndumping. Nur
in Deutschland verweigert eine politi-
sche Mehrheit den Arbeitnehmern die-
sen Schutz. In Frankreich z. B. wurde erst
zu Jahresbeginn erneut der Mindestlohn
fortgeschrieben und um 1,6 Prozent auf
9 Euro Stundenlohn erhöht. Das ist für

Das ist
das

Mindeste
Arbeitnehmerfreizügigkeit

sozial gestalten

Unsere Autorin:
Ina Leukefeld

uns ein Beispiel und bestärkt uns in der
Forderung nach einem flächendecken-
den gesetzlichen Mindestlohn von 10
Euro in Deutschland. Der ist dringend
erforderlich, um zu verhindern, dass mit
der Arbeitnehmerfreizügigkeit der Wett-
bewerb zwischen den Unternehmen auf
dem Rücken der Beschäftigten ausgetra-
gen wird.

Wir als DIE LINKE begrüßen die Öff-
nung der Grenzen, da jeder Mensch ein
Recht auf Freizügigkeit hat. Ein soziales,

solidarisches und auf gleichen Rechten
beruhendes Europa ohne Ausgrenzung
und Diskriminierung – das ist es, was wir
wollen. Und wir wollen gemeinsam als
DIE LINKE nachdenken, wie wir den
dringend erforderlichen ökologischen
Umbau unter sozialen Gesichtspunkten
forcieren können. Sozial und ökologisch
– das sind zwei Seiten einer Medaille.

Die Zahlung von Mindestlohn gilt als
wesentlicher Grundsatz inländischen
Rechts und ist folglich auch gegenüber
ausländischen Arbeitnehmern zu leisten,
wenn sie ihre Arbeit in Deutschland ver-
richten. So kann kein Lohngefälle zwi-
schen vergleichbaren Arbeitnehmern

entstehen, und die Gefahr weit reichen-
der Konkurrenz durch »Billiglöhne« aus
dem osteuropäischen Ausland wäre ge-
bannt.

Wir bleiben dabei: Gleicher Lohn für
gleichwertige Arbeit, für Frauen und
Männer, für Menschen in Ost und West,
für Kernbelegschaften wie für Leihar-
beiter, für deutsche und ausländische Ar-
beitnehmer.

Das dürfen nicht nur Schönwetter-Re-
den bleiben. Politik k ann und muss steu-
ernd eingreifen, um Auswüchse des
Marktradikalismus, wie ihn die FDP im-
mer wieder propagiert, einzudämmen.
Der Markt allein wird es nicht richten.
Deshalb ist die Forderung absolut rich-
tig, keine Fördermittel mehr in Unterneh-
men mit überdurchschnittlicher Leihar-
beit und prekärer Beschäftigung fließen
zu lassen.

Gleichfalls muss überlegt werden, wel-
chen Wert z. B. Sozialarbeit für unser
Gemeinwesen hat. Bis zum Jahr 2025 feh-
len im Thüringer Gesundheits- und Pfle-
gebereich 28 600 Beschäftigte, wie eine
Fachkräftestudie aussagt. Die Sozial-
wir tschaft ist übrigens in Thüringen mit
60 000 Beschäftigten deutlich größer als
die Automobilbranche mit 45 000 Be-
schäftigten. So ist es nach 20 Jahren Deut-
scher Einheit nicht zu erklären, warum
der von den Tarifpartnern ausgehandel-
te Mindestlohn im Pflegebereich 7,50
Euro im Osten und 8,50 Euro im Westen
beträgt. Kein Wunder, warum Menschen
– überdurchschnittlich junge Frauen –
noch immer gen Westen abwandern oder
pendeln. Die Sozialwirtschaft darf kein
Niedriglohnsektor bleiben.

DIE LINKE darf nicht nachlassen, ge-
meinsam mit den Gewerkschaften für die
Stärkung von Arbeitnehmerrechten ein-
zutreten und solidarisch an der Seite von
Menschen mit und ohne Arbeit zu ste-
hen. Arbeit ja, aber nicht um jeden Preis!

Tun wir also alles, um zu verhin-
dern, dass Unternehmen Arbeits-
kräfte als Lohndrücker missbrau-
chen können. Tun wir alles, damit
Lohnzuwächse nicht verkümmern,
damit Leiharbeit und Billigjobs zu-
rückgedrängt werden und damit
Arbeitnehmer künftig frei über ih-
ren Aufenthalts- und Arbeitsort ent-
scheiden können – gleichberechtigt
und ohne Nachteile.

D
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»Gothaer Kreistag steht unter Strom«
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+++  klarsicht-Kreistagsreport  +++

Als »aktueller denn je« bezeichnete Landrat
Konrad Gießmann die Debatte um Erneuer-
bare Energien. Auch der Landkreis Gotha
wird sich davor nicht verschließen können
und wird ein Erneuerbare-Energien-Konzept
aufstellen. Zurzeit prüft die Kreisverwaltung
die im Eigentum des Landkreises befindlichen
Gebäudedächer, ob die Anbringung von Pho-
tovoltaikanlagen statisch möglich ist. Geeig-
nete Dachflächen sollen dann an Investoren
verpachtet werden.

Wie bereits in der letzten Ausgabe der
»klarsicht« berichtet, kommen auf den Land-
kreis Gotha Mehrausgaben für die Instand-
setzung der vom Freistaat Thüringen in Kreis-
hoheit übertragenen Straßen zu. Seitens der
Verwaltung wurden schon entsprechende
Planungsunterlagen erarbeitet, um schnellst-
möglich Fördermittel beantragen zu können.

Im Jahr 2012 sollen 6 Millionen Euro (Eigen-
anteil des Landkreises: 1,21 Millionen Euro)
für die Straßen zwischen Ballstädt und
Gräfentonna sowie zwischen Hohenkirchen
und Emleben aufgebracht werden. 2013 sol-
len dann für die Verbindungsstrecken von
Tröchtelborn nach Friemar und von Goldbach
nach Wangenheim rund 6,2 Millionen Euro
(Eigenanteil des Landkreises: 1,31 Millionen
Euro) fließen.

Der Landrat begründete, dass das schnelle
Handeln seiner Verwaltung nichts mit Obrig-
keitshörigkeit zu tun hat, sondern vielmehr
dem Misstrauen gegenüber der Landesregie-
rung geschuldet ist. Man weiß schließlich
nicht, ob genügend Fördermittel für alle Stra-
ßen bereitgestellt werden können.

Die Verhandlungen im Rahmen des Verbund-
tarifes Mittelthüringen (VMT) ergaben, dass
kein kostenfreies Ticket für Schüler angebo-
ten werden kann. Möglich wäre hingegen, so

Stefan Schambach (SPD) traf mit dieser Aussage genau ins Schwarze. Nach heftiger
Diskussion um die Einführung eines Laubsackes im Rahmen der neuen Abfallsatzung
fand eine kontroverse Debatte zum Thema Atomstrom statt.

der Zweite Beigeordnete Thomas Fröhlich,
dass der Landkreis Gotha Fahrscheine auf-
kauft und diese kostenlos oder verbilligt an
die Schüler verteilt. Als sinnvoller Weg wird
folgende Variante favorisiert: Mittels einer
Jugend-Bahn-Card zum Preis von etwa 10
Euro könnten für Fahrten im VMT 25 Pro-
zent Ermäßigung gewährt werden.

Erhöhten Diskussionsbedarf verursachte der
Antrag zur Einführung eines Laubsackes,
oder wie ihn Landrat Gießmann korrekt als
»Gartenabfallsack« bezeichnen wollte. Dieser
Antrag der Fraktion von SPD/B’90/Grüne
sorgte über die Fraktionsgrenzen hinweg für
unterschiedliche Meinungen. Nadja Jere-
schinski (DIE LINKE) setzte sich energisch für
die Einführung eines solchen Sackes ein.
Nicht jeder Kleingärtner könne das viele Laub
über seine Biotonne oder das Anlegen meh-
rerer Komposthaufen beseitigen.

Anders sah dies Uwe Oswald (CDU). Er for-
derte scherzhaft die Bereitstellung einer »wei-
ßen Tonne« zur Entsorgung des Schnees im
Winter. Dietmar Drescher, stellvertretender
Vorsitzender der Kreistagsfraktion der LIN-
KEN, gab zu bedenken, dass ein positives
Votum für den Laubsack auch eine erneute
Kalkulation der Abfallgebühren bedeuten
würde.

Berechnungen des Kommunalen Abfall-
Service (KAS) zufolge würde die Bereitstel-
lung von Laubsäcken zur einer Gebühren-
steigerung um 3 Euro (nur für Biotonnennut-
zer) beziehungsweise um 6 Euro pro Sack füh-
ren, wenn alle Haushalte einen solchen Sack
bekommen sollten. Eine Mehrheit für den
»Gartenabfallsack« fand sich allerdings nicht.

Ab 2012 werden die Blauen Tonnen für das
Altpapier über den Landkreis eingesammelt.
Bis dato lief dies über private Dritte. Folglich
können sich dann auch die Erlöse aus dem
Altpapierverkauf positiv in der Gebühren-

kalkulation niederschlagen. Ab dem Jahr
2013 könnte es dann möglich sein, dass die
Gelbe Tonne die bisherigen Gelben Säcke ganz
oder teilweise ablösen wird. Eine Wertstoff-
tonne soll ab 2015 durch die Bundesrepublik
Deutschland gestellt werden.

Die neue Gebührensatzung wurde mehr-
heitlich durch den Gothaer Kreistag beschlos-
sen. Ein-Personen-Haushalte werden um etwa
einen Euro im Jahr mehr belastet. Mehr-Per-
sonen-Haushalte können sich über niedrige-
re Gebühren freuen.

Mit einem Antrag aus dem Umweltausschuss
– basierend auf zwei verschiedenen Vorlagen
von CDU und SPD – beschloss die Kreistags-
mehrheit, dass im Rahmen der Verpachtung
kreiseigener Flächen zur land- und forst-
wirtschaftlichen Nutzung bei der Verlänge-
rung bestehender Verträge oder bei neuen
Verträgen der Anbau gentechnisch veränder-
ter Organismen ausgeschlossen wird.

Ein anderer Antrag der SPD-Fraktion – hier
zur Atomstromfreiheit – konnte mit knapper
Mehrheit passieren. Stromverträge sollen nur
noch mit Stromanbietern geschlossen wer-
den, die keinen Atomstrom nutzen. Konrad
Gießmann kündigte an, den Beschluss bean-
standen zu müssen, da bereits ein Urteil des
Europäischen Gerichtshofes vorliegt, das be-
sagt, dass Ausschlusskriterien bei der Verga-
be öffentlicher Ausschreibungen nachprüfbar
sein müssen. Dies sei in diesem Fall nicht ge-
geben. Zudem müssen die Ausschreibungen
für Strom bis Ende April erledigt sein.

Um eine nachhaltige Lösung zu finden,
wollte Bärbel Schreyer (Freie Wähler) das
Anliegen im Ausschuss diskutieren. Diesen
Vorschlag verwarf sie dann wieder, weil zwi-
schenzeitlich der Austausch von Argumen-
ten andauerte und laut Geschäftsordnung ihr
Antrag auf Verweisung in die Ausschüsse so-
fort hätte zur Abstimmung gebracht werden
müssen.

Kreistag erstellt Energie-Konzept

Gentechnik- und Atomstromfreiheit

Müll sorgte
für Diskussionsstoff

Investitionen in Straßen

Schülerticket
in abgewandelter Form im Kreistag Gotha

Kontakt: 99867 Gotha, Blumenbachstraße 5
Fon: 03621/856162 | 856166

Fax:  03621/856164  |  Vera Fitzke (V.i.S.d.P.)
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Und wieder ist Krieg …
Im Weltsicherheitsrat
wurde nach friedlichen
Lösungen erst gar nicht
gesucht.

Wieder werden angeb-
lich Menschenrechte mit
Bomben durchgesetzt,
schon wieder soll der
Frieden, diesmal in Liby-

en, herbeigeschossen werden. Wie in Afghanistan und dem Irak
oder im Falle Ex-Jugoslawiens. Der Erfolg dieser Strategie ist dort
zu besichtigen. Der Westen setzt seine Interessen durch, mit Geld,
mit wir tschaftlichem Druck, mit der Stützung autokratischer Re-
gime; wenn »nichts mehr hilft« auch mit Krieg.

Beängstigend dabei ist, dass das deutsche Engagement in Af-
ghanistan in dieser Situation für manche SPD-, Grüne-, CDU- und
FDP-Abgeordnete zu wenig an Kriegsbeteiligung ist. Sie kritisie-
ren die Bundesregierung dafür, dass sie dem libyschen Abenteu-
er eine Absage erteilt hat. Wer Bündnissolidarität in erster Linie
als Kriegskameraderie versteht, reduziert Deutschlands Rolle auf

»Fragen Sie Professor Kaul«

Das ist allerdings nur ein kleiner Teil des
breiten Tätigkeitsspektrums eines Mannes,
der im Zeitalter des Kalten Krieges wohl der
bekannteste Anwalt in beiden deutschen
Staaten war: Friedrich Karl Kaul.

Geboren 1906 als Sohn eines Textilk auf-
manns, studierte er bis 1929 in Berlin und
Heidelberg Rechtswissenschaft.

Als Kaul dann während seiner Referen-
darzeit erleben musste, wie sich herausstell-

te, dass ein Ermittlungsrichter 10 Jahre zuvor die Mörder von
Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg geschont hatte, änderte
sich sein Weltbild von der Unfehlbarkeit des bürgerlichen Staa-
tes deutlich.

Fortan wirkte er in der »Roten Hilfe« mit und besuchte linke
politische Veranstaltungen. So wundert es nicht, dass Kaul zu
den Ersten gehörte, die nach der Machtergreifung Hitlers verhaf-
tet wurden und sich auch alsbald im Konzentrationslager wie-
derfand. Von dort wurde er 1937 unter der Bedingung entlassen,
dass er nach Übersee geht und nicht wieder zurückkehrt. So muss-
te er sich in Kolumbien, Panama und Mexiko als Gelegenheitsar-
beiter durchschlagen und wurde schließlich in den USA inter-
niert.

Nach Kriegsende kehrte Kaul nach Deutschland zurück und

In der DDR kannte ihn nahezu jedes Kind – den Rechtsprofessor,
der monatlich im Fernsehen eine Ratgebersendung zu Rechts-
fragen des Alltags bestr itt und wöchentlich auch im Rundfunk
dazu zu hören war. Über 50 Fernseh-Pitavals entstammen sei-
ner Feder, deren Verfilmung er teilweise auch auf dem Bildschirm
begleitend kommentiert hat.

Professor Karl Kaul (l.) mit dem Redakteur Albert Grohmann
bei einer Verteidigungs-Absprache (1960) Foto-Quelle: Wikipedia
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entschied sich für die sowjetische Besatzungszone. 1948 wurde
er hier als Rechtsanwalt zugelassen. Die Zulassung galt für alle
vier Besatzungszonen und verlor nie ihre Gültigkeit. Sie war die
Grundlage dafür, dass er in beiden deutschen Staaten anwaltlich
auftreten konnte. In den 1950er und 1960er Jahren verteidigte
Kaul zahlreiche Kommunisten, Gewerkschafter und Mitstreiter
in Friedenskommitees. Im KPD-Verbots-Prozess war er einer der
anwaltlichen Vertreter der Partei.

Ab 1963 wirkte Kaul als Vertreter von Nebenklägern in 17 Ver-
fahren gegen nazistische Gewaltverbrecher in der Bundesrepublik
mit und vertrat dort die Interessen der Hinterbliebenen der Er-
mordeten. Es ist vor allem seinem Mitwirken zu verdanken, dass
diese Verfahren oftmals einen anderen Verlauf nahmen, als man
es teilweise von NS-Verfahren in der Bundesrepublik gewohnt
war.

Daneben schrieb er über 20 Bücher und trat auch immer wieder
als Referent in Veranstaltungen auf – vor allem vor jungen Leu-
ten.

Professor Dr. Kaul starb vor 30 Jahren am 16. April 1981. Für
mich war er – nicht nur in beruflicher Hinsicht – lebensprägend.
Manches von dem, was er bereits in den 1950er Jahren in west-
deutschen Gerichtssälen erlebt hatte, konnte ich in den 1990er
Jahren bei der Verteidigung von ehemaligen Hoheitsträgern der
DDR bestätigt finden.

Unser Autor:
Wolfgang Gehrcke,
außenpolitischer
Sprecher der
Fraktion DIE LINKE.
im Bundestag

die Waffenbruderschaft mit den USA, Frankreich und Großbri-
tannien. Das widerspricht dem Grundgesetz eklatant.

DIE LINKE lehnt Krieg als Mittel der Politik ab – und dies in
jeglicher Form. Wir werden nicht einmal einen kleinen Finger zu
einer Kriegsunterstützung reichen. Wir haben aus den völker-
rechtswidrigen Kriegen gegen Jugoslawien, den Irak und Afgha-
nistan gelernt: Mit Bomben und Raketen werden Menschenrech-
te nicht gesichert, sondern es werden Menschenleben vernichtet.

Eine neue Außenpolitik ist nötig. Es muss Schluss gemacht wer-
den mit der Stützung autoritärer Regime um des eigenen Vorteils
willen. Es muss Schluss gemacht werden mit der Abschottung
gegenüber den Problemen der sogenannten Dritten Welt, die doch
wir, die »zivilisierten Völker«, wesentlich verursacht haben und
noch immer verursachen. DIE LINKE hat im Bundestag vorgeschla-
gen, den Export von Waffen und Rüstungsgütern in den gesamten
Nahen Osten sofort und dauerhaft zu stoppen. Das kann ein ers-
ter Schritt zum weltweiten Waffenexportverbot sein.

DIE LINKE fordert, dass Deutschland seinem Versprechen,
0,7 Prozent des Bruttoinlandsproduktes für Entwicklungs-
hilfe zur Verfügung zustellen, endlich nachkommt.
Wer Frieden will, muss Frieden geben – das könnte ein
gutes Motto für eine neue deutsche Außenpolitik sein.
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Diesen Prozessen müssen wir uns stellen

Inzwischen bin ich 86 Jahre alt,
war in den Jahren 1943 bis 1945
als Soldat im Zweiten Weltkr ieg,
habe mich zum Pazifisten entwi-
ckelt und bin in der Nachwende-
zeit zum Sympathisanten der da-
maligen PDS geworden. Warum?

Ich bin nicht davon überzeugt, dass DIE LINKE alles besser kann als
andere Parteien. Aber in einem ganz wichtigen Punkt unterscheidet sie
sich von allen anderen Parteien – und zwar im bedingungslosen Einsatz
gegen den Krieg und für den Frieden.

Es war ein langer und schwerer Weg von der früheren Auffassung über
»gerechte und ungerechte Kriege« zur These »Gerechte Kriege gibt es
nicht, Krieg ist immer untauglich für Konfliktlösungen«.

Das war und ist für mich der entscheidende Punkt. Wenn diese Hal-
tung aufgeweicht wird, war alles umsonst. In unserer »klarsicht« - Ausga-
be 4/2011 – fand ich in einem Artikel mit Blickrichtung auf »Das Erfurter
Programm« folgenden Satz: »Eine dieser momentan ›unentscheidbaren‹
Fragen könnte die Friedenspolitik sein.« Es geht darum, ob nicht doch

gelegentlich die Bundeswehr an den von der UNO angeordneten interna-
tionalen Einsätzen teilnehmen sollte.

Nein, nein und nochmals nein! Reicht uns Afghanistan noch nicht?
»Deutschland wird auch am Hindukusch verteidigt«, meinte der frühere
Verteidigungsminister Struck (SPD). Und wo wird Deutschland auf dem
afrikanischen Kontinent alles verteidigt – dort, wo in einer ganzen Reihe
von Staaten die Bevölkerung auf der Flucht ist?

Krieg wird im Fernsehen oft als klinisch saubere Operation gezeigt. Ein
Ziel – ein Flugkörper – eine Wolke. Leichengeruch und Schreie von Ver-
wundeten werden in der Berichterstattung nicht vermittelt. Wir müssen
konsequent dabei bleiben: Kriegseinsätze treffen nicht immer die Richti-
gen; stets müssen auch Unschuldige darunter leiden. Würden wir uns an-
ders entscheiden, wäre das auch ein Schlag ins Gesicht der Ostermarsch-
Teilnehmer.

Deutschland muss den Völkern der Welt zeigen, dass es aus zwei mör-
derischen Kriegen und der atomaren Nachkriegsbedrohung gelernt hat.
In der Hoffnung, dass der kompromisslose Friedensgedanke auch der
Kern des neuen Parteiprogramms sein wird, wünsche ich der Programm-
kommission viel Erfolg.

Unser Leser
Siegfried Zoll

schrieb uns:

Stefan Nadolny war einer der Mode-
ratoren der Zukunftswerkstatt.

Zu einer Zukunftswerkstatt hatt e der Landesvorstand DIE LINKE.
Thüringen am 2. April 2011 nach Neudietendorf geladen. Der Tag
galt zumindest bei den Einladenden als wichtige Etappe in der Vor-
bereitung auf die anstehende Tagung des 2. Landesparteitages. Und
den auserkorenen Themen mangelte es auch nicht an entsprechen-
dem Gewicht.

Wie ist die Stellung der LINKEN in Thüringen und ihr
Verhältnis zu anderen Parteien und außerparlamentari-
schen Kräften einzuschätzen? Welche Kernprojekte und
Leitziele für ein zukunftsfähiges Thüringen verfolgt die-
se Partei? Wie kann DIE LINKE. Thüringen zu einer at-
traktiven, lebendigen Partei entwickelt werden?

Dass die Arbeitsgruppen von »professionellen Mode-
ratoren« geleitet wurden, war sicher gute Absicht. Man-
che der methodischen Besonderheiten verbrauchte aber
mehr Zeit, als die Wichtigkeit der Zukunftsdebatte ver-
trug, und beeinflusste mit der Stimmung natürlich auch
die Klarheit der Ideen. Und ein Nachdenken über die Zu-
kunft der LINKEN müsste schon damit beginnen, die Be-
deutung und die Aufgaben der Parteien bei der politi-
schen Willensbildung und der Gestaltung der zukünfti-
gen gesellschaftlichen Wirklichkeit grundsätzlich zu un-
tersuchen.

Empirisch gesichert ist, dass engagierte Bürger die Infrastruktur von
Parteibüros (PC, Drucker, Kopierer, Fax und Telefon, Versammlungsraum)
immer seltener benötigen und nutzen. Auch die sich verbreitenden Mög-
lichkeiten direkter Demokratie – in Thüringen gerade erweitert um Bürger-

begehren und Bürgerentscheide auf kommunaler Ebene – verleitet immer
mehr Leute dazu, auf die Hilfe von Parteien aus prinzipiellen Erwägungen
weitgehend oder gänzlich zu verzichten.

Manches geht auch ohne den »verlängerten parlamentarischen Arm«.
Von Bürgern selbst erreichte Lösungen haben auch eine in höherem Maße
befriedigende Wirkung. Die sich häufenden Überlegungen von Bürgerbe-

wegungen, sich selbst in die Parlamente wählen zu las-
sen – und zwar zunehmend über die kommunale Ebe-
ne hinaus –, ist ein weiteres Signal für die erkennbar
verminderte Bedeutung der Parteien.

Diesen Prozessen müssen wir uns stellen!
Gegenwärtig scheint auch DIE LINKE in Thüringen

noch eher dazu zu neigen, Leute zu rügen, wenn sie
auf den schwindenden Einfluss der Parteien und die
wachsenden Möglichkeiten der außerparlamentari-
schen Initiativen verweisen. Festzuhalten ist aber: Es
geht im politischen Wettbewerb nicht um die Frage,
wer ist die schönste Partei, sondern wer hat die ein-
leuchtenden Gründe und besten Ideen für die Ände-
rung der Gesellschaft. Um solche Argumente zu ent-
wickeln, muss auch DIE LINKE in die »Niederungen«
der außerparlamentarischen Kleinarbeit hinabsteigen,

damit die Wirkung umso größer wird.
Dass eben dies nicht wirklich in der Zukunftswerkstatt zur Debatte

stand, wussten die meisten potenziellen Teilnehmer schon im Voraus.
Sie blieben zu Hause und ließen die 35 Hoffnungsvollen allein. Zu je-
nen zählte immerhin                                                      Lothar Adler

ei einem Spitzentreffen mit den zuständigen Kabinettsmitgliedern der Bun-
desregierung am 30. März 2011 haben die Personalvorstände der 30 DAX-

Konzerne den Vorschlag der Regierung abgelehnt, eine verbindliche Frauenquote
einzuführen. Stattdessen verpflichteten sich die führenden Wirtschaftsvertreter
zu Transparenz beim Erreichen einer höheren Frauenquote und einigten sich auf
folgende gemeinsame Erklärung:

»Die Unternehmen werden jeweils für ihr Unternehmen spezifische und diffe-
renzierte Ziele zur Erhöhung des Frauenanteils in der Belegschaft und in Führungs-
positionen bestimmen, ihre unternehmensspezifische Zeitleiste definieren und
regelmäßig über die Ziele, Maßnahmen und erreichten Ergebnisse berichten.«

Ein verquerer, nahezu aussagefreier Kernsatz, mit dem die Personalmanager
die Belanglosigkeit einer höheren Frauenquote in ihren Führungsgremien deut-
lich gemacht haben, meint »klarsicht«.

B

Auf die lange
Bank geschoben

Foto: W. Möller
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Zum 100. Geburtstag des Malers Otto Knöpfer

Der Verwandte des GlasbläsersDer Verwandte des GlasbläsersDer Verwandte des GlasbläsersDer Verwandte des GlasbläsersDer Verwandte des Glasbläsers

Selbstbildnis 1953,
Öl, Schlossmuseum Arnstadt Q
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Otto Knöpfer, Ohne Titel (Weg auf dem Kalkberg),
o. J., Bleistift, 20,7 x 29,4 cm

Otto Knöpfer (geboren am 13. März 1911 in Arnstadt, gestorben am 22. Mai 1993 in Erfurt)
blieb für den befreundeten Dichter Kurt Steiniger immer »der bescheidene und offene ›Junge‹
aus Holzhausen«, der nicht das Volk entdecken musste, denn er lebte im Volk, war Teil von ihm.

Die Armut und die aufopferungsvolle Mühe, mit der seine Mutter – sein Vater starb 1919 –
diese zu mildern suchte und sich sorgte, prägten mit der Liebe zur Mutter ebenso sein
Zugehörigkeitsgefühl zu den »einfachen« Menschen. Da Knöpfer seinen unmittelbaren Lebens-
ort mit Land und Leuten und mit allem, was da kreucht und fleucht, zeichnerisch erkundete,
entfaltete sich sein Realismus naturwüchsig. Der dörflichen Thematik blieb er zeitlebens treu.

ls Knöpfer, bevor er 1951 nach Er-
furt übersiedelte, mit seiner Familie

nach 1945 in Schmiedefeld am Rennsteig
bei den Eltern seiner Frau Erna wohnte, be-
gleitete er oft den Schwiegervater, einen
Glasbläser, zur Hütte. Über das »reine Au-
generlebnis« des realen Arbeitsprozesses in
den Glashütten von Schmiedefeld und über
den tiefen Respekt vor der schweren und
zugleich kunstvollen Arbeit gelangte er zu
bildhaften Verallgemeinerungen, aus de-
nen der »Glasbläser« von 1950 herausragt.

In diesem sinnbildhaften Gemälde gestal-
tete Knöpfer, wie sich dieser in seiner Tä-
tigkeit einsetzt, wie er mit ihr eins wird,
sich in ihr »werktätig verdoppelt« (Karl
Marx). Darin sah sich Otto Knöpfer als
Künstler seinem Verwandten, dem Glasblä-
ser, gleichfalls verwandt.

Ein Jahr später traf ihn dennoch der Vor-

wurf, seine Glasblä-
ser seien »ausdrucks-
los oder verzerr t«,
»für unsere Werktäti-
gen geradezu eine
Beleidigung«, und er
habe »das Neue noch
nicht verstanden«.
Die Darstellungs-
würdigkeit des Vol-
kes und der Heimat
wurde bis Mitte der
1960er Jahre in der
DDR mit unsägli-
chen Prinzipien und
Stil vorschrif ten be-
lastet. Otto Knöpfer
ließ sich nicht ir re
machen und schuf
weiterhin volksverbundene Kunst, die folg-
lich nicht auf eine durch die Bitterfelder
Konferenzen (1959 und 1964) »staatlich ver-
ordnete populistische Gestaltungsweise« –
wie es heute heißt – verkürzt werden kann.

Ein Anker im Boden der Volksverbun-
denheit Knöpfers waren jahrzehntelang die
Freitagnachmittage mit den Freunden sei-

nes Malzirkels, mit denen er gemeinsam in
der Landschaft der Drei Gleichen zeichne-
te und malte. Hier war er daheim. Darstel-
lenswert waren ihm die Pflanzen am We-
gesrand. Sie erinnern an Menschen, die im
Schatten, am Rande der Gesellschaft ste-
hen, deren Werte verborgen bleiben. Sie be-
saßen sein solidarisches Empfinden. Das Ge-
ringste zu achten und ihm das Recht zu ver-
leihen, in seinen Bildern bevorzugt Platz

zu finden, spricht für ein tiefes Gerechtig-
keitsempfinden und für eine ganz ur-
sprüngliche demokratische Gesinnung.

Unzählige Male wanderte er im Laufe sei-
nes Lebens mit Baskenmütze und Thermos-
flasche in der Drei-Gleichen-Landschaft. Be-
geistert zeichnete, aquarellierte und malte
er die artenreiche Pflanzenwelt, den Keu-
perhang, die Kalkbergböschung wie ebenso
die Silhouette der Berge und Burgen sowie
den Blick ins weiträumige Drei-Gleichen-
Gebiet. Mit seinen Bildern ist Otto Knöpfer
ein beredter Wanderführer durch diese
schöne Hügellandschaft. Besonders gern
nahm er den Weg, der jetzt seinen Namen
trägt. Dieser typische Malerweg lädt mit
reizvolle Nahsichten und vielfältige Fern-
sichten in alle Himmelsrichtungen zu wun-
derbaren Wanderungen ein.

»Glasbläser«, 1950, Öl, Weimar

Unser Autor:
Prof. Dr.
Peter Arlt
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Weiterführende Literatur:
Peter Arlt: Wanderung in der

Dreigleichenlandschaft mit Otto Knöpfer.
Kunstverlag Gotha 1997 (3. verbesserte

Auflage 2006), 168 Seiten mit
85 Abbildungen, davon 51 Bilder O. Knöpfers

und 22 Landschaftsfotos P. Arlts.
Preis 14,24 Euro

( Bestellung Tel. 036256-280167).
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FUKUSHIMA UND DER LIEBE GOTT

DIE AKTUELLE GLOSSE

NIEDERMEIEREIEN
Pressefreiheit

Wann ist die Presse denn schon frei?
Gehört sie zu einer Partei,

dann ordnet die den Inhalt an
wie früher im »Zentralorgan«.

Gehört die Zeitung dem Privaten,
dann darf sie diesem niemals schaden

durch kritische und »linke« Sachen.
Denn der will ja Profite machen,

und alles, was dem Geldsack nützt,
wird pressemäßig unterstützt.

Nehmen wir mal zum Beispiel BILD‚
das Blatt, auf das die Leser wild,
das Beifall oder Hass entfacht,
verlogen – aber gut gemacht,

weil sich in ihm die geistig Blinden
in trauter Eintracht wiederfinden.

Da wird – der Achtbarkeit zum Hohn –
ein junger, schneidiger Baron,

der doch betrogen mit Bedacht,
zum schuldlos Leidenden gemacht,

weil man ihn vorher mit viel Lob
zur deutschen Lichtgestalt erhob,
die doch die Bundeswehr in spe

zur Interventions-Armee
umwandeln sollte mit viel Schwung,

nicht zur Landesverteidigung!
Er war, bevor er kurz gefallen,
doch der Beliebteste von allen.
Beliebter noch als Günter Jauch.

Der »Führer« war das früher auch!
Den machte man zum Halbgott gar,

obwohl er ein Verbrecher war.

Im Sportpalast haben sie wild
und schwachköpfig laut »Ja!« gebrüllt,

als Goebbels das Podest bestieg,
schrie: »Wollt ihr den totalen Krieg?« –

Man kann ein Volk manipulieren,
dann kriecht es noch auf allen vieren

oft hinterher den Demagogen,
die es belogen und betrogen

und ausgebeutet wie noch nie.
Das nennt man dann: Demokratie.

Die Macht der Medien ist groß,
besonders der mit recht viel Moos,

die meist tendenziös berichten,
die fördern können und vernichten,

und jeder gute Journalist,
der abhängig von ihnen ist,

schreibt manchen Mist – oft mit Verdruss –
weil er vom Schreiben leben muss.

Nur wer Reporter nebenbei,
der ist beim Schreiben wirklich frei.

Alle, die für die »klarsicht« schreiben,
können so bei der Wahrheit bleiben.
Man sollte sie auch deshalb lesen.

Hier geht‘s nicht um Profit und Spesen!

Heinz Niedermeier

»Wir sind Papst« (Thüringen im September 2011). Ich nicht,
auch nicht Päpstin. Außerdem möchte ich vorher gefragt wer-
den. Das soll nicht heißen, dass ich ungläubig bin. Als
Humanistin und Friedensanhängerin glaube ich nach wie vor
an die Vernunft der Menschen – trotz Gla-
diatorenkämpfe, Hexenverbrennungen,
Auschwitz, Totalen Krieges, Hiroshima, 11.
September, Irak, Afghanistan, Libyen...

»Mein Gott, warum hast du mich verlas-
sen?« soll Jesus am Kreuz ausgerufen haben. Eine gute Frage.
Was hat der Herr mit dem Rauschebart in den vergangenen
2000 Jahren angestellt, in denen so viele schreckliche Dinge
passierten? Pfuscht er womöglich auch in Fukushima herum?
Wahrscheinlich ja, denn die Katastrophe ist menschengemacht.

Das Erdbeben und der Tsunami als Auslöser sind jedoch
nicht das Werk eines Schöpfers und allmächtigen Herrschers,
sondern sie folgen den Gesetzen der Natur, die unabhängig
vom menschlichen Bewusstsein existieren. Diese Gesetze zu

erforschen, zu befolgen und sie
zum Wohle der Menschen zu
nutzen, war und ist das Gebot
der Jahrtausende.

Ich möchte mich in die Reihe
der Forscher und Nutzer eingliedern, trotz Gladiatorenkämpfe,
Hexenverbrennungen usw. Die Hoffnung und der Glaube ster-
ben zuletzt. Vielleicht bin ich doch Päpstin?

Amen,
sagt Eure Klara Klarsicht

Trotz Fukushima will die schwarz-gelbe Bundesregierung mit
Steuergeldern für den Bau des brasilianischen Atomkraftwer-
kes Angra 3 bürgen. Als Hermes-Bürgschaften bezeichnete
Exportkreditgarantien werden deut-
schen Unternehmen gewährt, um diese
in sogenannten »schwierigen Märkten«
– besonders in Entwicklungs- und
Schwellenländern – gegen die Zahlungs-
unfähigkeit der lokalen Besteller abzu-
sichern.

Der Standort Angra an der brasiliani-
schen Atlantikküste ist denkbar schlecht
gewählt: Die geologischen Verhältnisse
in diesem von Erdbeben und Erdrut-
schen gefährdeten Küstengebirge zwischen Rio und São Paulo

Auch Ihre Unterschrif t zählt

sind weder für Atomkraftwerke noch für die Zwischenlagerung
von strahlendem Müll geeignet.

In den kommenden Wochen wird Wirtschaftsminister Brüderle
gemeinsam mit Finanzminister Schäuble,
Außenminister Westerwelle und Entwick-
lungshilfeminister Niebel über die Bürg-
schaft entscheiden.

Über 85 000 Menschen haben bereits
unseren Online-Appell an die Bundesre-
gierung für einen Ausstieg aus Angra 3
unterschrieben. Sobald wir 100 000 Un-
terschriften beisammen haben, wollen
wir ihn an Brüderle überreichen. Ihre Un-
terschrift fehlt noch, protestieren auch

Sie im Internet unter    www.campact.de/at om2/sn12/signer
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Jochen Traut
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dialog.de

Das Treffen des US-Präsidenten Kennedy mit dem sowjetischen
Partei- und Staatschef Chruschtschow am 3. und 4. Juni 1961 in Wien

Dieses erste persönliche Treffen der Staatsmänner der USA und der Sowjetunion spielt e
für den 13. August 1961 eine entscheidende Rolle, führte aber nicht direkt zu diesem Er-
eignis. Vielfach wurde das Treffen so interpretier t, als seien bereits in Wien die Entschei-
dungen für die Grenzsicherungsmaßnahmen der DDR vom 13. August 1961 gefallen.

Ja, es ging in Wien u. a. auch um die Berlin-
Frage – aber nicht nur. Kennedy ging nach
Wien, um Chruschtschow vor Fehleinschät-
zungen der USA in der Berlin-Frage zu war-
nen. Chruschtschow ging nach Wien, um den
aus seiner Sicht unerfahrenen und nach der
Schweinebuchtaffäre angeschlagenen jungen
Präsidenten – hier hatten die USA eine ent-
scheidende militärische Niederlage von Sei-
ten Kubas hinnehmen müssen – massiv ein-
zuschüchtern, um auf
diese Weise eine Berlin-
Regelung zu erzwingen.

Am ersten Tag der Ge-
spräche in Wien ging es
noch nicht um Deutsch-
land und Berlin, sondern
um die sowjetisch-ame-
rikanischen Beziehun-
gen im Allgemeinen, um
Laos, Kuba und um die
Volksrepublik China.
Aber die Art und Weise,
wie Kennedy das Gespräch führte, machte
deutlich, dass es ihm schon jetzt um die sow-
jetische Berlin-Politik ging. So wies er
Chruschtschow immer wieder auf Gefahren
einer beiderseitigen Fehleinschätzung der
Lage hin, in der doch beide Länder im Besitz
von Massenvernichtungswaffen seien.

Was war der Kern der damaligen sowjeti-
schen Deutschland- und Berlin-Politik?
Chruschtschow machte ihn gegenüber sei-
nem Gesprächspartner Kennedy deutlich. Er
sprach von den Verlusten der Sowjetunion
im Zweiten Weltkrieg und wies auf das Ent-
stehen eines neuen »deutschen Militarismus«
hin. Wohl zu Recht, denn nunmehr müsse ein
Schlussstrich unter den Zweiten Weltkrieg ge-
zogen und ein Friedensvertrag abgeschlossen
werden.

Wenn die USA dies nicht wünschten, wür-
de die Sowjetunion allein einen solchen Ver-
trag mit der DDR und der BRD abschließen,
falls Letztere es wolle. Falls nicht, würde eben
dieser Friedensvertrag nur mit der DDR ab-
geschlossen werden. Damit wäre dann der

Teil 3:

Kriegszustand beendet, und alle aus der Ka-
pitulation Deutschlands herrührenden Ver-
pflichtungen wären nicht mehr in Kraft. Dies
würde sämtliche Einrichtungen, Besatzungs-
rechte und den Zugang nach Berlin, ein-
schließlich der Luftkorridore betreffen. West-
Berlin würde in eine »Freie Stadt« umgewan-
delt.

Das war des Pudels Kern. Es ging den USA
–und damit zugleich allen drei Westmächten

– um ihre durch die Regelungen nach dem
Zweiten Weltkrieg erworbenen Rechte im
Westteil der Stadt und um den freien Zugang
von und nach Westberlin. Chruschtschow
warf seinem Gesprächspartner vor, dass es
ihm offensichtlich nicht um die Beseitigung
des größten Gefahrenherdes der Welt ging.
Hingegen ging es Chruschtschow um die Be-
seitigung dieses Krebsgeschwürs, ohne die
Interessen anderer zu beeinträchtigen.

Im Zusammenhang mit dem Vorhaben der
Sowjetunion, notfalls allein mit der DDR ei-
nen Friedensvertrag abschließen zu wollen,
wies Kennedy die Behauptung Chruscht-
schows zurück, ganz Berlin läge auf dem Ter-
ritorium der DDR und sprach der Sowjet-
union das Recht ab, Besatzungsrechte an die
DDR zu übertragen.

In einem Gespräch ohne Berater konfron-
tierte Chruschtschow seinen Gesprächspart-
ner mit der Frage Krieg oder Frieden. Ken-
nedy beschwor seinen Gesprächspartner, kei-
nen Schritt zu tun, der die nationalen Inter-
essen der USA berührte und der zu einer di-

rekten Konfrontation der beiden Länder füh-
ren würde.

Dies war ein wichtiges politisches Vorspiel
zum 13. August 1961, das leider in den ge-
genwärtigen Debatten zu wenig Berücksich-
tigung findet.

Bis zum Dezember 1961 wollte Chruscht-
schow mit der DDR einen Friedensvertrag
abschließen. Ab diesem Zeitpunkt wollte er
den Organen der DDR die volle Kontrolle über
die Zugangswege nach Westberlin zu Lande,
zu Wasser und in der Luft übertragen. Die
Partei- und Staatsführung der DDR war nur
Zaungast bei diesem brisanten Spiel.

Schlussfolgernd kann dazu aus heutiger
Sicht festgestellt werden: Nach den Gesprä-
chen in Wien ging es um die Autorität und
die Glaubwürdigkeit von Chruschtschow und
damit auch um die der Sowjetunion. Entwe-
der musste in den nächsten sechs Monaten
ein Friedensvertrag mit der DDR abgeschlos-
sen werden oder für den Krisenherd West-
berlin musste eine andere Lösung gefunden
werden, ohne das Gesicht zu verlieren: Das
waren die Maßnahmen des 13. August 1961.

Das Gipfeltreffen zwischen dem
amerikanischen Präsidenten Ken-
nedy und dem sowjetischen Partei-
und Staatschef Chruschtschow am
3. und 4. Juni 1961 in Wien führte
nicht zur Beilegung der akuten
Spannung in der Berlin-Frage. Die
Wiener Begegnung wurde gele-
gentlich als »Weichenstellung zum
Mauerbau« überbewertet. Das ver-
stellt den Blick für die eigentliche
Dramatik des Geschehens im »hei-
ßen Sommer« von 1961.

Quellen: Rolf Steiniger: Der Mauerbau.
Die Westmächte und Adenauer in der

Berlin-Krise 1958–1963,
München Olzog Verlag GmbH 2001

Gesellschaft zur Rechtlichen und
Humanitären Unterstützung e.V. (GRH),
Sonderdruck der Arbeitsgruppe Grenze

»Herbsttreffen 2010«
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Alternativ im »KoWa-Kultinativ e.V.«

ie Kommune Waltershausen (KoWa
e.V.) kaufte im April 2003 die ehemali-

ge Puppenfabrik »VEB Biggi« in der August-
Bebel-Straße. Seitdem werden die Gebäude
nach und nach ausgebaut, so dass inzwischen
alle ca. 20 Bewohner, die zuerst noch provi-
sorisch in Zelten campierten, ihre eigenen
Zimmer in der sanierten Industriebrache be-
ziehen konnten.

Der Kommunen-Alltag wird gemeinsam fi-
nanziert. Grund und Boden, die Immobilien
und die Produktionsmittel gehören dem Ver-
ein – also allen Menschen, die verbindlich in
der Kommune leben und arbeiten. Persönli-
ches Vermögen wird nach einer festgelegten

Richtlinie über mehrere Jahre auf die Gemein-
schaft umverteilt. Auf diese Weise werden
soziale Unterschiede innerhalb der Gruppe
ausgeglichen.
Der Verein »KoWa-Kultinativ e.V.« wurde im
November 2004 für kulturelle Projekte
gegründet.

Zurzeit gibt es 13 aktive Mitglieder. Die
angeschlossene Kulturkneipe »Spatz« ist
schon seit Längerem ein Geheimtipp für eine
breite Palette von Veranstaltungen. Der Zu-
spruch der Waltershäuser Bevölkerung hält
sich bei den Angeboten noch in Grenzen. Das
soll sich ändern. Der Verein will mehr Inter-
essenten für seine Projekte gewinnen und die
Ressentiments zwischen den Bürgern in Ost
und West beseitigen helfen.

Seminare, Vorträge und Tagungen
In den Räumlichkeiten der Kommune Wal-
tershausen finden jährlich mehrere Semina-

Leben und Arbeiten in der Kommune Waltershausen

In Waltershausen sind seit acht Jahren Menschen damit beschäf-
tigt, dem Leben im kapitalistischen System sowie in der Globali-
sierung eine Alternative entgegenzusetzen und eine kommunitäre
Lebensgemeinschaft aufzubauen.

re und Tagungen statt. Themen
sind z. B.: gewaltfreie Kommunika-
tion, umwelt- und sozialverträg-
liche Lebensweisen, Zukunftswerk-

stätten und das Erlernen diverser Handwerks-
techniken. Beispielsweise fand das »Los
geht’s« zum Thema »Andere Lebensformen«
im Jahr 2007 auf dem Vereinsgelände statt.
Auch wurde bereits zweimal ein Kinderzirkus
ausgerichtet.

Initiier ung von und Mitarbeit
an Projekten in der Welt

In Kooperation mit dem Verein für Ökologie,
Gesundheit und Bildung (e. V.) Kaufungen
wurde 2006 am Projekt »Zwei Orte – zwei
Geschichten« gearbeitet, um dazu beizutra-
gen, gegenseitige Vorurteile zwischen Ost und
West abzubauen.

Verständigungsprobleme und Ressenti-
ments sollten 20 Jahre nach der deutschen
Einheit der Vergangenheit angehören. Dieses
Projekt wurde von der Kulturstif tung des
Bundes gefördert.

Seit mehreren Jahren besteht ein reger
Austausch mit russischen Partnern aus Ki-
row. Es fanden bereits Jugendbegegnungen
in Deutschland und Russland statt. Dieses
Projekt wird vom Kinder- und Jugendplan des
Bundes (KJP) gefördert.

Seit 2006 kooperiert die KoWa mit weite-
ren deutschen und bolivianischen Vereinigun-
gen, um eine indigene Schule und Begeg-
nungsstätte aufzubauen. Im Zuge dessen fan-
den ein Fachkräfteaustausch in Bolivien und
ein Gegenbesuch im September 2008 statt.
In diesem Jahr ist eine Jugendbegegnung in
dem südamerikanischen Land geplant.

Veranstaltungen
in der Kultur kneipe »Spatz«

Seit Juni 2005 richtet der Verein jedes Jahr
zahlreiche Veranstaltungen aus. So finden
Kino, Theater, Konzerte, Kabarett, Lesungen,
Themenabende statt. Parallel dazu bietet der
»Spatz« regionalen Künstlern ein Podium für
ihre Arbeiten. Immerhin sind vier bis fünf
Ausstellungen jährlich zu betrachten. Der
Multifunktionsraum bietet Anreize für sehr
unterschiedlichen Aktivitäten und Alters-
gruppen.

Bei uns findet Ihr zahlreiche Brett- und Kar-
tenspiele. Ihr könnt hier Yoga üben, Tango
und andere Tänze erlernen, montags beim
Haus-Chor mitsingen oder Euch auf der offe-
nen Bühne präsentieren. Wir sehen uns auch
gern als Podium für private Feiern, für ande-
re Vereine und für vieles mehr. In diesem
Sinne: Schaut vorbei und sprecht uns an!

Text und Fotos:
Jan Frank und Wolfgang Möller

Konzert-Atmosphäre im »Spatz«

Wir vom »KoWa-Kultinativ e.V.«

D

KoWa-Kultinativ e.V. in der
Kommune Waltershausen (KoWa e.V.),

August-Bebel-Straße 4,
99880 Waltershausen,
Tel.: (03622) 20 94 92,

E-Mail: info@kommune-kowa.de,
Internet: www.kommune-kowa.de

Arbeitsbereiche:
Bau, Holz & Heizung, Holzschnitzerei, Jungpflan-
zenzucht »Querbeet«, Kulturkneipe »Spatz«,
Lampen & Einrichtungsgestaltung »Licht & Lau-
ne«, Selbstversorgergarten, Seminarmöglich-
keit, Spiele-Erfindung, Verwaltung, Internet-Kol-
lektiv, Yogakurse.

Termine in diesem Jahr:
15.04. bis Ende Mai Jungpflanzenverkauf
30.04. Tag der Offenen Tür
08.07. bis 10.07. Schnupperwochenende
25.09. bis 02.10. Erntewoche
25.11. bis 27.11. Schnupperwochenende

Ein Besuch in Bolivien

An alle Interessenten:



• 5/2011 • 11

+++  alles im kasten  +++  alles im kasten  +++

NEUER  STANDORT
Die

Regional-Geschäftsstelle
des Kreisverbandes
DIE LINKE. Gotha

befindet sich ab sofort in
der Blumenbachstraße 5.

Parkmöglichkeiten
bestehen vor den Einkaufsmärkten

»Kaufland« und »ProMarkt« sowie im Bereich
Bürgeraue, Schützenberg und Gartenstraße.

Eine Haltestelle der öffentlichen Verkehrsmitt el
(Stadtbus/Thür ingerwald- und Straßenbahn)

befindet sich am Bertha-von-Suttner-Platz.

Herzliche Einladung zu Büro-Neueröffnungen
Fast den ganzen Monat April dauerte es, die neuen Büros einzu-
richten für den Kreisvorstand DIE LINKE. Gotha, für die dazuge-
hörige Kreistagsfraktion der LINKEN und für die Abgeordnete der
Fraktion DIE LINKE. im Thüringer Landtag, Martina Renner. Mö-
bel und Bürotechnik aufbauen, Unterlagen und Bücher aus- und
einsortierten, Ummeldungen abschicken und Schlüssel sortie-
ren – das war wochenlang beinahe zur Hauptaufgabe geworden.
Nun ist die Übersicht wieder hergestellt, meinen die Umgezoge-
nen und wollen ihr neues Domizil in der Blumenbachstraße 5
auch präsentieren.

Ab Mittag werden uns die Gothaer und ihre Gäste bereits am
Info-Stand in der Stadt sehen. Gründe, um mit den Bürgern ins
Gespräch zu kommen, gibt es ja immer genug.

Ab 15 Uhr besteht dann die Möglichkeit, gegenüber dem Abge-
ordneten der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag, Jens Petermann,

oder gegenüber der Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE. im
Thüringer Landtag, Martina Renner, oder gegenüber dem Vorsit-
zenden des Kreisverbandes DIE LINKE. Gotha, Bernd Fundheller,
oder gegenüber der Vorsitzenden der Kreistagsfraktion der LIN-
KEN, Vera Fitzke, ganz konkrete Anliegen vorzubringen.

Anmeldungen hierfür sind nicht unbedingt erforderlich, wären
aber trotzdem von Vorteil, um einen exakten Gesprächstermin
schon im Voraus zu fixieren. Entsprechende Terminvereinbarun-
gen mit den oben aufgeführten Gesprächspartnern nimmt Herr
Lothar Adler vor.

Telefon: (03621) 85 64 68 oder
E-Mail: wkb-gotha@martinarenner.de

Ab 17 Uhr laden die neuen Mieter in der Blumenbachstraße 5
zur feierlichen Büroeröffnung ein – und zwar nicht nur die Hono-
ratioren der Stadt und des Landkreises, sondern auch die Ver-
treter aus Verbänden, Vereinen und Initiativen sowie auch Sie,
liebe Leserinnen und Leser der »klarsicht«.

Und das genau soll am 5. Mai 2011 geschehen:

»LINKES SPEKTAKEL – Thüringen rockt«
Nun ist es soweit. Der Stadtverband DIE LINKE. Erfur t hat sich gemeinsam mit dem
Landesvorstand DIE LINKE. Thüringen, der Fraktion DIE LINKE. im Thüringer Landtag,
dem Europa-Büro von Gabi Zimmer (MdEP) und der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
dazu »aufgerafft«, nach vielen Jahren wieder eine große landesweite Veranstaltung
der LINKEN ins Leben zu rufen.

Unter dem Motto »LINKES SPEKTAKEL – Thüringen rockt« findet der Event am Freitag, dem
27. Mai 2011, in der Zeit von 12.00 bis 20.30 Uhr auf und um den Erfurter Anger an drei
unterschiedlichen Orten statt :

Angerdreieck: Politik und Kultur auf der Bühne u. a. mit Bodo Ramelow, Luc Jochimsen, Kersten Steinke, Ralf Lenkert, Michael Menzel und
Oscar Lafontaine sowie Kultur mit »Fabian Fromm & Ann Red« und Gruppe »EMMA« und dem »Markt der Möglichkeiten«;
Esquina del Tango (Schlösserstraße 5): Buchlesungen mit Reinhold Andert, Barbara Thalheim und Mathias Biskupek;
Jugendbüro »Redroxx«: Bürgersprechstunde der Vorsitzenden des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages, Kersten Steinke,
Diskussionsrunde mit Mitgliedern des Europa-Parlaments.



Termine Mai 2011

Wir gratulieren
recht herzlich

zum Geburtstag

Auch allen anderen Genossinnen und Genossen, allen anderen
Leserinnen und Lesern, wünschen der Kreisvorstand der Partei
DIE LINKE und die »klarsicht«-Redaktion alles Gute zum Ehrentag.

Thomas Wieczorek:

In der Bücherkiste gestöbert

Mai
2011

»Einigkeit und Recht und Doofheit«

01.05. 13:00 Mai-Feier des DGB | »Berggarten« Gotha
02.05. 14:30 Redaktionssitzung »klarsicht« | Geschäftsstelle
08.05. 10:00 Mahnwache zum Tag der Befreiung | Rosengarten Gotha

11:00 Kranzniederlegung zum Tag der Befreiung |
Hauptfr iedhof Gotha

16.05. 18:00 Sitzung der Stadtratsfraktion | Geschäftsstelle
17.05. 18:00 Kreisvorstandssitzung | Geschäftsstelle
19.05. 14:30 Redaktionssitzung »klarsicht« | Geschäftsstelle
23.05. 18:00 Sitzung der Kreistagsfraktion | Fraktionszimmer
24.05. 15:00 Geschäftsführender Vorstand | Geschäftsstelle

18:00 Sitzung der Stadtratsfraktion | Geschäftsstelle
26.05. 14:00 Info-Stand des Kreisvorstandes | Neumarkt, Gotha

17:00 Beratung mit den Basisvorsitzenden | Geschäftsstelle
27.05. 12:00 »LINKES SPEKTAKEL – Thüringen rockt« |

Anger, Erfur t (u. a. Redebeitrag von Oskar Lafontaine)
30.05. 14:30 Redaktionssitzung »klarsicht« | Geschäftsstelle

17:00 Stadtratssitzung | Bürgersaal
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Warum wir längst keine Dichter und Denker mehr sind

Ist doch klar(sicht)...

      zum            am

Werner Kästner  Wechmar    61.         02. Mai
Ursula Böhmer  Ohrdruf    87.         07. Mai
Anneliese Meister  Waltershausen    79.         07. Mai
Rosemarie Nürnberg  Gotha    76.         07. Mai
Walter Schneider  Gotha    78.         09. Mai
Lieselotte Mohr  Friedrichroda    79.         15. Mai
Rolf Amling  Ohrdruf    76.         18. Mai
Ilse Fischer  Waltershausen    87.         19. Mai
Karl Penke  Friedrichroda    67.         20. Mai
Paula Eisenträger  Waltershausen    92.         21. Mai
Burkhard Dötsch  Leina    61.         21. Mai
Helmut Kiesling  Dachwig    84.         22. Mai
Gisela Funke  Gotha    65.         22. Mai
Adalbert Prößdorf  Ohrdruf    84.         25. Mai
Manfred Cramer  Gotha    84.         29. Mai
Achim Schaubs  Tamb.-Dietharz    71.         31. Mai

288 Seiten, Preis: 8,99 Euro, Artikelnummer: 65405,
Buchbestellung: Redaktion »Unsere Buchempfehlungen für Sie«,

Neue Grünstraße 18, 10179 Berlin

Thomas Wieczorek wendet sich diesmal der immer grö-
ßer werdenden »Doofheit« der deutschen Gesellschaft
zu. Gut recherchiert deckt er die Ursachen und die Ver-
breitung dieses Problems auf:

Was hält die deutsche Gesellschaft zusammen? Wird
die Kluft zwischen reich und arm, intelligent und doof
wirklich immer größer, und sind wir nicht alle schon längst in einem Stru-
del der allgemeinen Doofheit gefangen? Ob Bildungsbürger oder Baller-
mann, Brauchtumspatrioten oder Multikultispießer – sind sie alle »typisch
deutsch« oder einfach nur »typisch dumm«?

Bestsellerautor Thomas Wieczorek beweist in seinem neuen Buch einmal
mehr, dass er mit seinen provokanten Thesen und Recherchen Diskussi-
onen in Gang bringen kann. Gewohnt bissig und fundiert deckt er auf, wer
beim Spiel mit der Dummheit wirklich die Fäden in der Hand hält …

Johann Georg August Galletti (1750-1828)

D er romanische Stil
ist rund.

Gallettis Kathederblüten (7)

Kinder und Narren
sagen immer die Wahrheit.D
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Unsere
Entscheidungen
sind nicht immer

rational.

Rainer Brüderle,
Bundesminister für Wirtschaft und Technologie

(Ein deutsches Sprichwort)

Allen Freunden und Genossen
einen herzlichen Dank für die Glück-
und Genesungswünsche anlässlich
meines 77. Geburtstages.

Günther Frank


